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Steuerflucht

Alte Vorschläge in neuer Form
Karl Wolfgang Menck, Hamburg

Die Steuerflucht ist so alt wie die Erhebung von 
Steuern. Und immer wieder zogen die Finanz­

behörden gegen die Steuerflucht zu Felde; unter 
anderem mit dem Argument, daß jeder seinen 
Teil zum Gemeinwohl beitragen müsse. Denn mit 
Steuern werden die öffentlichen Aufgaben finan­
ziert, und Steuereinnahmenverluste schränken den 
Finanzspielraum ein. Gerade diese fiskalischen 
Wirkungen der Steuerflucht rufen nach Maßnah­
men zu ihrer Beseitigung, wenn große Reformen 
finanziert und öffentliche Investitionen nachgeholt 
werden müssen wie in der BRD. Denn bevor 
politisch immer unpopuläre Steuererhöhungen 
vorgenommen werden können, muß der Staat 
nachweisen, daß er alle Quellen auch tatsächlich 
ausschöpft. Und das scheint nicht der Fall zu 
sein, wenn zum Beispiel derartig alarmierende 
Zahlen über die Steuerflucht vorliegen. Seit 1959 
sollen 300 Vermögensmillionäre in die Steueroase 
Schweiz abgewandert sein ’), wo schon jetzt 
8000 Basisgesellschaften fest in deutscher Hand 
sind Das ist aber im Grunde noch erstaunlich 
wenig, wenn man das an Schlupflöchern reiche 
deutsche Außensteuerrecht betrachtet.

Großzügiges Außensteuerrecht

Diese für den Steuerpflichtigen günstigen Bestim­
mungen erlauben es, den „Tatbestand“ , an den 
die Steuer die Leistungspflicht knüpft, aus dem 
Zugriffsbereich eines Landes mit hoher Steuer­
last in Länder mit niedriger Steuerlast (sog. 
Steueroasenländer) zu verlegen )̂. Das deutsche 
Steuerrecht sieht dafür im einzelnen folgende 
Möglichkeiten vor'*):
□  Einzelne natürliche Personen und Personen- 
gesellschaften können sich der unbeschränkten 
Steuerpflicht in der BRD entziehen, indem sie

nur ihren Wohn- bzw. Geschäftssitz in ein Nied­
rigsteuerland wie die Schweiz verlegen.
□  Veräußerungsgewinne beim Verkauf von Wert­
papieren und anderen Vermögenstiteln in der BRD 
unterliegen dann nicht mehr der Steuerpflicht in 
dem Wohnsitzland.
□  Ähnlich wie natürliche Personen entziehen sich 
juristische Personen der Steuerpflicht, indem sie 
eine Holdinggesellschaft in einem Niedrigsteuer­
land gründen, an die alle Gewinne vor der Aus­
schüttung abgeführt werden. Diese Holdingge­
sellschaften bezeichnet man auch als „Basisge­
sellschaften“ , die „als vorgeschobene, rechtlich 
selbständige Stützpunkte. . .  Einkünfte von In­
ländern gegen die deutsche Besteuerung ab­
schirmen“ .
□  Bei der Verrechnung von Leistungen zwischen 
der deutschen Tochter- und der Muttergesell­
schaft werden nicht die Weltmarktpreise einge­
setzt, sondern fiktive Preise. Sie sollen die Ge­
winne in die Niedrigsteuerländer zur Mutterge­
sellschaft verlagern, um dadurch auch der be­
schränkten Steuerpflicht in der BRD zu entgehen.
□  Einkünfte von Tochtergesellschaften werden 
an Muttergesellschaften übertragen, indem Lizenz­
verträge und Oberlassungsverträge geschlossen 
und Darlehen gegenseitig zu unterschiedlichen 
Konditionen gewährt werden.
•<) Vgl. B. S c h a n z e n b a c h :  Steueroasen und wirtschafts­
politische Ziele. Diss., Frelburg/Breisgau 1965. S. 22 ff., S. 27 ff., 
S. 37 ff.; Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundes­
tag über die Wettbewerbsverfäischungen, die sich aus Sitzver- 
iagerungen und aus dem zwischenstaatlichen Steuergefälle er­
geben können („Oasenbericht"), BT-Drucksache IV/2412, 23, 6,1964; 
K. E b 11 n g : Neuorientierung im deutschen Außensteuerrecht. 
In: Außenwirtschaftsdienst des Betriebs-Beraters, 17. Jg. 1971, 
S. 1 ff.; J. R u p p e r t :  Basisgeseilschaft soll an Reiz verlieren. 
In: Die Welt Nr. 43 vom 20. 2.1971.

')  Vgl. o. V.: Zunächst verdächtig. In: Der Spiegel Nr. 50 vom 
7.12.1970.
2) Vgi. D. F i e l :  Jagd auf flüchtende Millionen. In; Die Zeit 
Nr. 46 vom 13.11.1970.
3) Vgl. G. S c h m ö l d e r s :  Zur Frage der internationalen 
Steuerflucht. In: WIRTSCHAFTSDIENST. 50. Jg. (1970), H. 11, 
S. 647.
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□  Künstler und Publizisten gründen in der 
Schweiz eigene Gesellschaften, über die sie ihre 
Honorare und andere Einkünfte abrechnen. Da­
mit unterliegen diese Verdienste der Besteuerung 
in dem Land, in dem die Gesellschaft ansässig ist, 
und nicht mehr in der BRD.

Gefahren der Steuerflucht

Über das Ausmaß der tatsächlichen Steuerflucht 
gehen die Ansichten auseinander. Die Schätzun­
gen schwanken zwischen 1 und 5 Mrd. DM Steuer­
ausfall als Folge des „Mißbrauchs“ außensteuer­
licher Vorschriften. Zwischen 1 und 5®/o der ge­
samten Ausgaben des Bundes 1971 oder 6Vo 
der Steuereinnahmen des Bundes 1970 werden 
dem Fiskus damit durch Steuerflucht entzogen ®). 
Die Reformen, zu deren Finanzierung auch die 
Steuerflucht eingedämmt werden soll, können 
aber nicht mit 5 Mrd. DM finanziert werden ‘ ). 
Maßnahmen gegen die Steuerflucht können also 
nicht mit dem Hinweis auf die kostspieligen In­
vestitionen im öffentlichen Bereich begründet wer­
den. Lediglich das Gleichheitspostulat bei der Be­
steuerung würde erfüllt, weil es dann nicht mehr 
einigen wenigen möglich ist, durch Auswanderung 
in die Schweiz hierzulande Geschäfte zu machen 
und sich nicht an den öffentlichen Lasten finanziell 
zu beteiligen.

Ober dieser gesellschaftspolitischen Zielsetzung 
dürfen jedoch nicht die wirtschaftspolitischen Wir­
kungen vergessen werden. Die Steuerflucht in die 
Schweiz soll sicherlich insoweit verhindert wer­
den, wie Rechte mißbraucht werden. Aber auch 
die Steuerflüchtigen können gewichtige Gründe 
ins Feld führen )̂. Sie müssen beispielsweise den 
Zugang zu den wichtigsten Kapitalmärkten auch 
außerhalb der Landesgrenzen behalten, um im 
internationalen Wettbewerb bestehen zu können. 
Der deutsche Kapitalmarkt ist infolge zweier 
Weltkriege eng geworden, die restriktive Konjunk­
turpolitik hat das Zinsniveau in die Höhe ge­
trieben, und die lange Unterbewertung der DM 
erzwang geradezu die Aufnahme von Auslands­
kapital. Daß schließlich auch steuerliche Gesichts­
punkte bei der Wahl des Geschäftssitzes oder des 
Standorts für die Muttergesellschaft eine wichtige 
Rolle spielten, liegt auf der Hand. Denn niedrige 
Steuern könnten die Vorteile der Kapitalaufnahme 
im Ausland nur noch verstärken.

„Leitsätze“ contra Steuerflucht

Um die Wettbewerbsgleichheit innerhalb der 
deutschen Wirtschaft ging es beim ersten Anlauf 
zum Kampf gegen die Steuerflucht im Jahre 1962.
5) Vgl. o. V.: Die Technik der Steuerflucht. In: Handelsblatt Nr. 166 
vom 1. 9.1970.

Vgl. o. V.: Die Finanzplanung des Bundes 1969—1973, Bonn, 
1. Aufl. 1970.

„Wettbewerbsverfälschungen“ als Folge unter­
schiedlicher Steuerfluchtmöglichkeiten sollten da­
durch unterbunden werden, daß jeder die glei­
chen Steuern bei gleicher Tätigkeit und bei glei­
chen Einkünften entrichten sollte ®). Bei den Vor­
schlägen zur Vermeidung der Steuerflucht 1970 
wird das wettbewerbspolitisch orientierte Ziel um 
die Forderung nach „Wahrung der steuerlichen 
Gleichmäßigkeit bei Auslandsbeziehungen“ er­
gänzt’ ). Inhaltlich gehen aber die „Leitsätze“ 
von 1970, in denen das Programm gegen die 
Steuerflucht dargestellt wird, nicht über die Emp­
fehlungen von 1962 hinaus, obwohl nach 1962 sich 
auch neue Formen der Steuerflucht immer stärker 
abzeichneten. Sie werden nicht in den „Leitsät­
zen“ berücksichtigt, in denen das Bundesfinanz­
ministerium vorschlägt:
□  daß künftig bei einer Wohnsitzverlegung in das 
Ausland die unbeschränkte Steuerpflicht in der 
BRD für fünf Jahre aufrechterhalten w ird '“),
□  daß Veräußerungsgewinne bei wesentlichen 
Beteiligungen in der BRD vor dem Transfer in 
das Ausland besteuert werden, als ob sie der 
Steuerpflicht in der BRD unterliegen "),
□  daß die an Basisgesellschaften im Ausland ge­
zahlten Einkünfte nach dem amerikanischen Vor­
bild wie die Einkünfte eines Empfängers im In­
land versteuert werden müssen,
□  daß die Holdingprivilegien eingeschränkt wer­
den,
□  daß für die Verrechnung zwischen Tochter- 
und Muttergesellschaften die Einkünfte für die 
Steuerberechnung so zugrunde gelegt werden, 
„wie sie zwischen Unabhängigen bei Vereinba­
rung der üblichen Bedingungen erzielt worden 
wären“ ’ )̂.

Erfolglose Kampfansage

Schon im „Oasenbericht“ 1962 wurden die glei­
chen Vorschläge zur Bekämpfung der Steuer­
flucht gemacht. Wie schon damals sollen die 
steuerlich notwendigen Voraussetzungen für die 
weltweite Ausbreitung deutscher Unternehmen 
eingeschränkt werden, wie es sich z. B. in den 
Vorschlägen zur Neugestaltung der Holdingprivi­
legien ankündigt. Die Exekutive hat offensichtlicii 
auch nicht die Ursachen der Steuerflucht ausrei­
chend gewürdigt. So ist die Abwanderung in die 
Schweiz zum Teil auch das Ergebnis des dort
7) Vgl. dazu die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft, in: 
o. V.: Krltlic am Entwurf des Steueroasengesetzes. In: Die Welt 
N r.38vom 15. 2.1971.
s) Vgl. Bericht der Bundesregierung, a. a. O.
») Vgl. Finanznachrichten, Hrsg. Bundesministerium der Finanzen, 
Nr. 258 vom 17.12.1970, S. 1.

Vgl. ebenda, S. a'3, und  Bericht der Bundesregierung, a. a. G., 
S. 12.
11) Vgl. Finanznachrichten, a .a .O . ,  S. 3/4, und Bericht der Bun­
desregierung, a. a. O., S. 12.
12) Finanznachrichten, a. a. O., S. 2.
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rigoros gewälirten Banl<geheimnisses. Selbst 
drastische steuerliche l\/1aßnahmen könnten ge­
gen die Vorteile der Kapitalflucht wegen der 
Verschwiegenheit der Banken nichts ausrichten. 
Statt dessen laufen die deutschen Maßnahmen Ge­
fahr, den gegenüber Eingriffen äußerst sensiblen 
Kapitalverkehr zu stören und unter Umständen 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der BRD im 
internationalen Wettbewerb zu treffen.

Darüber hinaus ist es schwer für ein Land wie die 
exportierende BRD, sich von anderen Ländern 
abzukapseln. Die Rückwirkungen als Folge der 
engen Verflechtungen mit den Nachbarländern 
zwingen die BRD, soweit wie nur möglich mit 
den Steueroasenländern gemeinsam gegen die 
Steuerflucht vorzugehen Schließlich bleibt zu 
bedenken, daß auch die heutigen Steueroasen 
sich nicht der Kapitalimporte freuen können, wenn 
in den produzierenden Ländern die Kapitalexporte, 
Rationalisierungen und die Durchsetzung des tech­
nischen Fortschritts unterbunden und damit das 
wirtschaftliche Wachstum gebremst würde. Nicht 
Strafsteuern und Verbote, sondern internationale 
Absprachen, flankiert von einzelnen nationalstaat­
lichen Maßnahmen, können den internationalen

Kapitalverkehr zum Nutzen aller der Höhe und 
Richtung nach lenken Darauf sollte man des­
halb das Schwergewicht der Bemühungen in allen 
beteiligten Ländern legen.

Die konkrete Form finden diese Absprachen in 
Doppelbesteuerungsabkommen. Ihre lange Ge­
schichte bestätigt immer wieder die Erkenntnis, 
daß der Weg der Zusammenarbeit über die Gren­
zen hinweg mehr Erfolg verzeichnet als drakoni­
sche Zwangsmaßnahmen. Das Abkommen zwi­
schen der englischen Krone und dem Kanton 
Vaud aus dem Jahre 1792, in den sich englische 
Pensionäre nicht nur wegen des einmaligen 
schweizerischen Panoramas zurückzogen, sondern 
auch, um ihren Erben hohe Steuern im Erbgang 
zu ersparen, erwies sich als wirksamste Waffe 
vor allen Strafen der englischen Regierung auf 
den Export von Vermögen ’®). Diese Erkenntnis 
hat sich seitdem unzählige Male wiederholt. Das 
Finanzministerium wäre gut beraten, die Erfah­
rungen der Vergangenheit zu nutzen. Die Leit­
sätze lassen jedoch von diesem Lernprozeß nichts 
erkennen.

13) Vgl. o. v.: DIHT begrüßt Reformvorschläge. In: Die Welt Nr. 28 
vom 10.12.1970.

'■*) Eine andere Ansicht vertritt B. S c h a n z e n b a c h :  Steuer­
oasen und wirtschaftspolitische Ziele, a. a. O., S. 9/10.
’5) Vgi. R. W i l l i s :  Great Britain’s Part in the Development of 
Double Taxation Relief. In: Bulletin for International Fiscal Doc­
umentation, Vol. 19, 1965, S. 418.
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STANDORTWAHL IM EINZELHANDEL
von Paul Wotzka

Vor allem großstädtische Einzelhandelsbetriebe stehen im Brennpunkt 

des tiefgreifenden Wandlungsprozesses, in dem sich der deutsche 

Handel seit dem Zweiten Weltkrieg befindet. Die Bedeutung der vor­

liegenden Untersuchung liegt darin, daß sie anstelle einer modell- 

theoretisch-statistischen Standorttheorie eine empirisch-realistische 

Standortlehre entwickelt, die auch und im hohen Maße den Anforde­

rungen des Praktikers Rechnung trägt.

Oktav, 518 Seiten, 1970, brosch. DM  42,60
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